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34. Bundesgesetz: Wasserbautenförderungsgesetz.
35. Bundesgesetz: 5. Staatsbürgerschafts-Überleitungsgesetznovelle.
36. Verordnung: Ausgabe von Scheidemünzen, zu 50 Groschen, 1 und ,2 Schilling.
37. Verordnung: Apothekerkammer-Wahlordnung.
38. Kundmachung: Verlängerung von Prioritätsfristen zugunsten der Staatsangehörigen der Republik Italien.

34. Bundesgesetz vom 18. Dezember 1947,
womit Bestimmungen über die Förderung des
Wasserbaues aus Bundesmitteln getroffen

werden (Wasserbautenförderungsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Gegenstand der Förderung.

Die dm jeweiligen Bundesfinanzgesetze beim
Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft und beim Bundesministerium für Handel
und Wiederaufbau für Wasserbauten festgesetzten
Kredite können für folgende wasserwirschaftliche
Bau- und Erhaltungsmaßnahmen verwendet
werden:

a) Schutz gegen Wasserverheerungen und La-
winen;

b) Regulierung der Donau unter vornehm-
licher Bedachtnahme auf die Schiffahrt ein-
schließlich der Errichtung von Häfen;

c) Bodenentwässerung, Bodenbewässerung,
Abwasserverwertung und Schutzmaßnah-
men gegen Bodenabtrag und Windwirkung;

d) Versorgung von Gemeinden, Ortschaften
und Siedlungen sowie von Bauernhöfen
und Einzelsiedlungen land- und forstwirt-
schaftlicher Dienstnehmer mit Trink- oder
Nutzwasser, ferner Ableitung und Reini-
gung der anfallenden Abwässer einschließ-
lich der erforderlichen Vorflutbeschaffung.

§ 2. A l l g e m e i n e V o r a u s s e t z u n g e n
d e r F ö r d e r u n g .

(1) Die Bewilligung und Bereitstellung von
Bundesmitteln (§ 1) ist insbesondere davon ab-
hängig, daß

a) die dem zuständigen Bundesministerium
(§ 3) vorzulegenden Projekte den von ihm
erlassenen technischen Richtlinien ent-
sprechen und von dem Bauamte oder der
Fachabteilung einer Bundes- oder Landes-
behörde verfaßt oder zustimmend begut-
achtet sind;

b) die Instandhaltung der fertiggestellten
Bauten sowie die Durchführung notwen-
diger Folgemaßnahmen rechtlich sicher-
gestellt ist;

c) die Bauten erst nach Zustimmung des zu-
ständigen Bundesministeriums zum vorge-
legten Projekte und nach Durchführung des
wasserrechtlichen Verfahrens in Angriff ge-
nommen werden;

d) bei umfangreicheren Bauten eine örtliche
Bauleitung eingerichtet wird;

e) bei Bauarbeiten, die ganz oder teilweise an
befugte Baufirmen vergeben werden, die
Zuschlagserteilung nur auf Grund des Er-
gebnisses einer vorausgegangenen Anbot-
ausschreibung und einvernehmlich mit dem
zuständigen Bundesministerium erfolgt.

(2) Zur Erwi rkung der Zus t immung nach
Abs. (1), Punk t c, genügt bei Kleinmeliorationen
und bei Wasserversorgungsanlagen von Bauern-
höfen u n d Einzelsiedlungen land- und forst-
wirtschaftlicher Dienstnehmer die Vorlage einer
Beschreibung des Bauvorhabens mit Übersichts-
plan und Kostenerfordernis. Das Gesamtprojekt
ist dem zuständigen Bundesministerium nur auf
ausdrückliches Verlangen vorzulegen, dem jedoch
die fallweise technische Überprüfung a n O r t und
Stelle vorbehal ten bleibt.

(3) U n t e r Kleinmeliorat ion ist eine geschlossene
Entwässerungs- oder Bewässerungsfläche von
höchstens 5 ha Ausmaß zu verstehen, die nicht
innerhalb eines größeren En t - ode r Bewässerungs-
gebietes liegt.

(4) Die Verpfl ichtung gemäß Abs . (1), P u n k t e,
vor Zuschlagserteilung das E i n v e r n e h m e n mi t
dem zuständigen Bundesmin is te r ium herzustel len,
entfällt , wenn dieses fallweise darauf verzichtet
oder das Kostenerfordernis für das Bauvorhaben
eine durch V e r o r d n u n g der Bundesminis ter ien
für Land- und Forstwirtschaft und für Handel
und Wiederaufbau im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Finanzen zu bestimmende
Höhe nicht überschreitet.
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§ 3. B e w i l l i g u n g und A u s m a ß de r
Förderung.

(1) Die Bewilligung von Bundesmitteln (§ 1)
erfolgt durch das Bundesministerium für Land-
und Forstwirtschaft oder durch das Bundes-
ministerium für Hande l und Wiederaufbau ent -
sprechend den Vorschriften über ihre Zustän-
digkeit.

(2) Bei jeder Förderung ist vo r allem auf das
öffentliche Interesse Bedacht zu nehmen. Die
Förderung privater Bauvorhaben hat sich nach
Einholung von Gutachten der beteiligten Ge-
meinden und Kammern darauf zu beschränken,
dem Bauwerber Aufwendungen zu ersparen, die
von ihm billigerweise nicht erwartet werden
können.

(3) Für das Ausmaß der Förderung sind die in
den §§ 4 bis 15 enthaltenen Bestimmungen maß-
gebend. Nach denselben Bestimmungen können
auch für Vorarbeiten und für die Projektierung
Bundesbeiträge bewilligt werden.

(4) Ein Rechtsanspruch auf die Bewilligung von
Bundesmitteln besteht nicht.

§ 4. G e w ä s s e r r e g u l i e r u n g e n .

(1) Für Uferschutz- und Regulierungsbauten an
geschiebefreien oder normal wenig geschiebe-
führenden Gewässern im Flachlande sowie für
Eindeichungen derartiger Gewässer kann der
Beitrag des Bundes bis zu 40 v. H . der aner-
kannten Kosten gewährt werden, wenn der für
diese Bauten zu widmende Landesbeitrag die
gleiche Höhe erreicht. Übersteigt die mittlere
Sohlenbreite dieser Gewässer 10 m, so kann der
Bundesbeitrag unter der Voraussetzung bis zu
50 v. H . gesteigert werden, daß der Landesbei-
trag mindestens mi t 30 v . H . bemessen wird und
der Beitrag der örtlichen Interessenten auf höch-
stens 20 v. H . beschränkt bleibt.

(2) Zu Uferschutz- und Regulierungsbauten an
sonstigen Gewässern einschließlich der dazu-
gehörigen Hochwasserdämme wird der Bundes-
beitrag mi t 50 v. H. , an s tark geschiebeführenden
Gewässern des Gebirgslandes mit 60 v . H . der
anerkannten Kosten bemessen, wenn das (Bundes-
land wenigstens einen 30prözentigen Beitrag aus
Landesmitteln widmet und der Beitrag der ör t -
lichen Interessenten auf höchstens 20 v. H . , be-
ziehungsweise 10 v. H . beschränkt bleibt.

(3) Für die im Zuge v o n Gewässerregulie-
rungen gegebenenfalls zu errichtenden Sohlstufen,
deren Herstellung ausschließlich zur Vernichtung
überschüssiger Rinngefälle erfolgt, sowie für
Sohlenpflasterungen kann der Bundesbeitrag bis
zu 70 v. H . de r anerkannten Kosten gesteigert
werden, sofern das Bundesland wenigstens einen
20prozentigen Beitrag aus Landesmitteln widmet

und die Beitragsleistung der örtlichen Inter-
essenten auf höchstens 10 v. H . beschränkt bleibt.

(4) Die Bestimmungen des Abs. (3) gelten auch
für systematische Traversenregulierungsbauten,
die nicht in Verbindung mit Leitwerksanlagen
stehen und als solche daher geeignet sind, neben
dem Schutze des Ufergeländes auch eine Ab-
treppung der Sohle herbeizuführen. Hiezu ge-
hör t auch der mit Traversen vorgesehene Roh-
ausbau einer Flußregulierung, wenn die durch-
schnittliche Traversenlänge die Breite des Regel-
profiles wesentlich übersteigt.

§ 5. D o n a u .

(1) Die Kosten der Mittel- und Niederwasser-
regulierung der österreichischen Donaustrecke
sowie die Erfordernisse für die Instandhaltung
der in der genannten Flußstrecke errichteten
Mittel- und Niederwasserregulierungswerke sind
zur Gänze aus Bundesmitteln zu bestreiten.

(2) Für die Kosten der Errichtung von Häfen
an der Donau — ausschließlich jener der ver-
kehrstechnischen Einrichtungen — kann der
Bundesbeitrag bis zu 60 v. H . der anerkannten
Kosten bemessen werden, sofern das Bundesland
einen 30prozentigen Beitrag leistet und der Rest
von den interessierten Gemeinden übernommen
wird. Falls die fertiggestellten Häfen nicht in die
alleinige Erhaltungspflicht von Städten mit
eigenem Statut übergehen, werden die Kosten
der normalen Erhaltung — ausschließlich jener
der venkehrstechnischen Einrichtungen — nach
den Bestimmungen des § 13 aufgebracht.

(3) Ha t der Bund gemäß Abs. (2) zur Errich-
tung von Häfen beigetragen, (kann er eine Be-
teiligung an den Hafeneinnahmen verlangen.

§ 6. G r e n z g e w ä s s e r u n d s o n s t i g e
v o m B u n d b e t r e u t e G e w ä s s e r .

(1) Für Gewässerstrecken, welche die Grenze
gegen das Ausland bilden oder für welche be-
sondere internationale Vereinbarungen bestehen,
einschließlich der Haupt-Binnenkanäle, sind die
Kosten der Regulierung und Instandhaltung aus
Bundesmitteln zu bestreiten. Für örtliche Schutz-
bauten an diesen Gewässerstrecken, deren Errich-
tung im ausschließlichen Interesse einzelner
Uferanrainer gelegen ist, gelten die Bestimmungen
des § 4.

(2) Ebenso sind die Regulierungs- und Instand-
haltungskosten für die Flüsse Bregenzer Ache,
Lech, Inn, Ziller, Brixentaler Ache, Salzach,
Saalach, Traun, Ager, Vöckla, Enns, Ybbs,
Traisen, Leitha, Raab, Strembach, Drau, Isel,
Gail, Gurk, Mur und Kainach, sowie für den
Frauenbach und den Kehrwandbach aus Bundes-
mitteln zu bestreiten, wobei jedoch die Nutz-
nießer nach § 40 des österreichischen Wasser-
rechtsgesetzes zur Beitragsleistung herangezogen
werden können.
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§ 7. W i l d b a c h - u n d L a w i n e n -
v e r b a u u n g e n .

Für alle Maßnahmen, welche
a) die Unterbindung der Geschiebebildung

und die Zurückhaltung von Verwitterungs-
produkten im Einzugsgebiete der Wild-
bäche bezwecken,

b) die unschädliche Ableitung des Wassers und
der Geschiebe im Bereiche der Geschiebe-
bildung zum Gegenstande haben,

c) die Beruhigung und Begrünung von Bruch-
und Rutschflächen, insbesondere an wasser-
bedrohten Berglehnen (Sicherung des
Böschungsfußes, Hangentwässerung, Auf-
forstungs- und Bodenbindungsmaßnahmen)
herbeiführen,

d) der drohenden Entstehung neuer Runsen
entgegenarbeiten,

e) die Betreuung der. Wildbäche und ihres Ein-
zugsgebietes zum Gegenstand haben und

f) die Verbauung von Lawinen betreffen,
kann der (Bundesbeitrag bis zu 75 v. H. der
anerkannten Kosten bemessen werden, wenn das
Bundesland wenigstens einen 15prozentigen Bei-
frag aus Landesmitteln widmet und der Beitrag
der örtlichen Interessenten auf höchsten 10 v. H.
beschränkt bleibt.

§ 8. B o d e n e n t w ä s s e r u n g e n u n d -be-
wässerungen.

(1) Für Bodenentwässerungen, Bodenbewässe-
rungen und Schutzmaßnahmen gegen Boden-
abtrag und Windwi rkung können zu den aner-
kann ten Kosten eines Bauvonhabens in ebener
Lage un te r 500 m Meereshöhe Bundesbeiträge
bis zu 30 v. H . , sonst bis zu 40 v. H . gewähr t
werden, sofern sich das Bundesland an der Auf-
bringung der Baukosten mindestens im gleichen
Ausmaße beteiligt.

(2) Erfordert die Vorflutbeschaffung (Vorflut-
kanäle, Pumpanlagen, Polderdämme) oder die
Wassergewinnung und Wasserzuleitung mehr als
50 v. H . der für die reine Flächenentwässerung
oder Flächenbewässerung auflaufenden Kosten, so
ist für die Mehrkosten eine Erhöhung des Bundes-
beitrages bis höchstens 45 v. H . dann zulässig,
wenn der Landesbeitrag die gleiche Steigerung er-
fährt . In gleicher Weise können auch die zur Be-
schaffung der Vorflut erforderlichen Regulie-
rungen natürlicher Gerinne aus Bundesmitteln ge-
fördert werden .

(3) Die Maßnahmen zur Beruhigung von Rutsch-
flächen, insoweit diese in das Gebiet der Boden-
entwässerungen fallen und nicht als Bestandteil
einer Gewässerregulierung oder Wildbachver-
bauung zur Durchführung gelangen, können vom
Bunde mi t Beiträgen bis zu 40 v. H . der aner-
kann ten Kosten gefördert werden, sofern auch
das Bundesland einen dem Bundesbeitrag gleichen
Landesbeitrag leistet.

§ 9. A b w a s s e r v e r w e r t u n g .

Die Förderung der Anlagen zur landwirtschaft-
lichen Verwertung von Abwässern sowie der
Anlagen zur Verbesserung der Wassergüte er-
folgt nach den in § 8 für Anlagen in ebener Lage
aufgestellten Grundsätzen. Jedoch sind hiebei
jene Kosten auszuscheiden, die vom Unterneh-
men, das die Verunreinigung verursacht, zur
Reinhaltung des Gewässers rechtsverbindlich auf-
gewendet werden müssen.

§ 10. W a s s e r v e r s o r g u n g e n u n d
K a n a l i s a t i o n e n .

(1) Für Anlagen zur Versorgung von Gemein-
den, Ortschaften und Siedlungen mit Tr ink- oder
Nutzwasser können Bundesbeiträge gewährt wer-
den, deren Ausmaß jenen der gewidmeten Landes-
beiträge gleichkommt, höchstens aber 20 v. H .
der anerkannten Kosten (ausschließlich der Haus -
installationen) erreicht. Für Wasserversorgungs-
anlagen mi t künstl icher Hebung oder mi t ver-
hältnismäßig kostspieligen Zulei tungen k a n n das
Ausmaß des Bundesbeitrages bis zu 30 v. H . ge-
steigert werden.

(2) Für Anlagen v o n Gemeinden u n d — sofern
eine Gebietskörperschaft die Haf tung für die
Rückzahlung und Verzinsung übern immt .— auch
für Wasserwerksgenossenschaften können fall-
weise neben den vorbezeichneten Bundesbeiträgen
verzinsliche, längstens binnen 20 Jahren rückzahl-
bare Bundesdarlehen bis zum Höchstausmaße von
30 v. H . der anerkannten Baukosten zur Ver-
fügung gestellt werden. Die Verzinsung beginnt
mit dem sechsten Jahre nach der Zuzählung des
Darlehens und erfolgt z u m jeweiligen Darlehens-
zinsfuß d e r Österreichischen Nat iona lbank . Die
Rückzahlung des Darlehens beginnt mit dem
ersten Tage des auf die wasserrechtliche Über -
prüfung der fertiggestellten Anlage folgenden
drit ten Monates.

(3) Für die Wasserversorgung von Bauern-
höfen u n d Einzelsiedlungen land- und forst-
wirtschaftlicher Diens tnehmer , deren Anschluß
an eine bestehende oder geplante gemeinschaft-
liche Wasserversorgung wegen ihrer Streulage
nicht zweckmäßig ist, kann ein Bundesbeitrag
bis zu 40 v. H . de r ane rkann ten Kosten gewähr t
werden, wenn aus Landesmit te ln ein gleichhoher
Betrag zu r Verfügung gestellt wird.

(4) D i e gleichen Förderungsgrundsätze finden
für die Ableitung und Reinigung von Abwässern
(Kanalisationsanlagen) einschließlich der erforder-
lichen Vorflutbeschaffung von Gemeinden, O r t -
schaften und Siedlungen Anwendung.

§ 1 1 . S t a u a n l a g e n .

(1) Auf Stauanlagen, die als Bestandteil einer
Gerwässerregulierung dienen oder die selbständig
Schutz gegen Wasserverheerungen bieten, finden
die Bestimmungen des § 4 Anwendung.
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(2) Stauanlagen, die lediglich zur Speicherung
von Wasser für die Bodenbewässerung bestimmt
sind, werden gemäß § 8, Stauanlagen für die
Wasserversorgung gemäß § 10 gefördert .

(3) Für Stauanlagen einschließlich von Wehr-
bauten, die zu anderen Zwecken (zum Beispiel
Wasserkraftnutzung) errichtet werden, können
Bundesmittel nach dem Verhältnis des hiedurch
einer Gewässerregulierung, Wildbachfverbauung,
Wasserversorgung oder Bewässerung erwachsenden
Nutzens aufgewendet werden.

§ 12. V e r s u c h s a n l a g e n .

Werden im Zusammenhang mi t Wasserbauten
der im § 1 bezeichneten Ar t Versuchsanlagen er-
richtet, so können die Kosten hiefür zunächst vom
Bunde bestritten und. bei der endgültigen Abrech-
nung dann in angemessener Weise mit jenem Be-
trage berücksichtigt werden, der dem bleibenden
Wirtschaftserfolge entspricht . U n t e r diese Be-
s t immung fallen auch jene wasserwirtschaftlichen
Studien u n d Versuche, welche für die wirtschaft-
liche Erschließung des Neusiedlersees erforderlich
sind.

§ 13 . I n s t a n d h a l t u n g d e r G e w ä s s e r .

(1) Zu den Kosten von Instandhaltungsarbeiten
an Gewässern — insoweit diese Kosten nicht ge-
m ä ß §§ 5 oder 6 zur G ä n z e vom Bunde getragen
werden — können Bundesbeiträge bewilligt wer-
den, die höchstens den Beiträgen des Bundeslandes
gleichkommen, keinesfalls aber mehr als ein Dr i t -
tel der anerkannten Kosten erreichen dürfen.

(2) Als Instandhaltungsarbeiten im Sinne des
Abs. (1) sind anzusehen:

a) die Erhaltung aller Schutz- und Regulie-
rungsbauten sowie der Wildbach- und
Lawinenverbauungen, soweit diese Bauten
unter Zuwendung öffentlicher Mittel ausge-
führt worden sind;

b) die Räumung s tark geschiebeführender,
natürlicher Wasserläufe von Ablagerungen,
die ohne künstliche Beeinflussung des Ge-
wässerregimes verursacht wurden, sowie die
Räumung der Ufer und unmittelbaren Ein-
hänge von absturzgefährlichen Bäumen;

c) die Behebung kleinerer, vereinzelt auftre-
tender Uferbrüche und die Sicherung ge-
fährdeter natürlicher Uferstellen.

(3) Die Bereitstellung der für Instandhaltungs-
arbeiten gewidmeten Bundesmittel ist von dem
Nachweise der Sicherstellung der Landes- und
Interessentenbeiträge abhängig.

(4) Instandhaltungsverpfl ichtungen, die auf
G r u n d öffentlichrechtlicher oder privatrechtl icher
T i t e l bestehen, werden durch die Bes t immungen
des Abs. (1) nicht b e r ü h r t . Doch k ö n n e n auch bei
Bestand solcher besonderer Verpflichtungstitel in
berücksichtigungswürdigen Fällen die im Abs. (1)
erwähnten Beiträge aus Bundesmitteln d a n n ge-
w ä h r t werden, wenn durch Erhebungen des zu-

ständigen Bundesministeriums und des Amtes de r
Landesregierung unzweifelhaft festgestellt ist, daß
die erforderlichen Ins tandhal tungsarbei ten die
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Verpflich-
teten übersteigen.

§ 14. E r h a l t u n g v o n A n l a g e n .

(1) Die Kosten der Ins tandha l tung genossen-
schaftlicher Entwässerungs- , Bewässerungs- und
Abwasserverwertungsanlagen sind grundsätzlich
von den Wassergenossenschaften zu tragen. Ebenso
werden zur Ins tandha l tung u n d zum Betr ieb von
Wasserversorgungs- oder Kanalisat ionsanlagen
Bundesbeiträge nicht gewähr t .

(2) Jedoch können außergewöhnliche Ins tand-
setzungsarbeiten, die durch Hochwasser, Erdver-
wehungen, Rutschungen oder sonstige Katas t ro -
phen hervorgerufen worden sind u n d deren Kosten
die Leistungsfähigkeit der Beteiligten übersteigen,
einschließlich der zu r Aufrechterhal tung des Be-
triebes erforderlichen Behelfsbauten nach den Be-
stimmungen der §§ 8 oder 10 gefördert werden.

§ 15. N o t s t a n d s f ä l l e .

Tritt durch Naturkatastrophen, Seuchen und
ähnliche Ereignisse ein außergewöhnlicher Not-
stand ein, dessen dringliche Beseitigung im all-
gemeinen Interesse liegt, kann die Bundesregierung
mit Zustimmung des Hauptausschusses des Natio-
nalrates bei Gewährung von Bundesbeiträgen im
Rahmen der festgesetzten Kredite (§1) zugunsten
der geschädigten Interessenten ausnahmsweise
von Bestimmungen der §§ 2 und 4 bis 10 ab-
sehen.

§ 16. Baudurchführung.

(1) Der Baufortschritt ist unter Bedachtnahme
auf die Leistungsfähigkeit der zum Unternehmen
Beitragenden derar t zu regeln, daß bei der Bau-
ausführung die größte Wirtschaftlichkeit erreicht
wird .

(2) Die Leistung de r Landes- u n d Interessenten-
beiträge h a t nach Maßgabe des Baufortschrittes
und in der R e g e l b a r zu erfolgen. Den örtlichen
Interessenten kann die Abs ta t tung ihre r Beiträge
durch Natural le is tungen ganz oder teilweise zu-
gestanden werden, wenn hiedurch die G ü t e d e r
Bauherstellung, de r p lanmäßige Fortschri t t des
Baues sowie dessen wirtschaftliche. Durchführung
nicht nachteilig beeinflußt wird.

(3) Die Abrechnung der fertiggestellten Bauten
ist innerhalb des der Bauvollendung folgenden
Halbjahres durchzuführen und zu überprüfen.
Die belegten und geprüften Abrechnungen mit
den maßstab- und lagegerechten Ausführungs-
plänen sind dem zuständigen Bundesministerium
vorzulegen.

(4) Nach Vorliegen der Abrechnung ist vom
zuständigen Bundesministerium die Kollaudie-
rung zu veranlassen.
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§ 17. S t e m p e l - u n d G e b ü h r e n -
befreiungen.

(1) Rechtsgeschäfte und Rechtshandlungen,
Schriften und Amtshandlungen, die zur Aus-
führung von aus Bundesmitteln geförderten
Unternehmen der in § 1 bezeichneten Art er-
forderlich sind, unterliegen nicht den Gebühren
(Stempel- und Rechtsgebühren und Gerichts-
gebühren) und Verkehrssteuern. Diese Befreiung
erstreckt sich auch auf Amtshandlungen zur Ein-
bringung der Beiträge sowie auf Rechtsgeschäfte
und Rechtshandlungen, die der Beschaffung der
nötigen Geldmittel und der etwa erforderlichen
Einlösung von Grundstücken und Rechten (zum
Beispiel Wasserrechte, Dienstbarkeiten) dienen.

(2), Wenn Bundesländer, Bezirke, Gemeinden
oder Wassergenossenschaften Wasserbauten der
im § 1 bezeichneten Art ohne Beihilfe aus Bun-
desmitteln unternehmen, kann die im Abs. (1)
bezeichnete Befreiung von Gebühren und Ver-
kehrssteuern durch das Bundesministerium für
Finanzen gewährt werden.

§ 18. A u f h e b u n g ä l t e r e r V o r -
s c h r i f t e n .

(1) M i t dem Wirksamkeitsbeginne dieses Bun-
desgesetzes t re ten mi t Ausnahme de r Bestim-
mungen d e r Gesetze v o m 16. N o v e m b e r 1927,
B. G. Bl. N r . 371 und 372, alle Best immungen
außer Kraft, welche die Förderung von Wasser-
bauten der im § 1 bezeichneten A r t aus Bundes-
mi t te ln regeln u n d mit diesem Gesetze in Wider -
spruch stehen.

(2) Insbesondere sind daher aufgehoben:

das Hofkanzle idekret v o m 10. N o v e m b e r 1830,
P. G. S. Bd. 58, N r . 106 (Wasserbaunormale) ;

das Gesetz v o m 30. Juni 1884, R . G .Bl . N r . 116,
betreffend die Förderung de r Landeskul tur auf
dem Gebiete des Wasserbaues, in der Fassung
des Gesetzes v o m 4. Jänner 1909, R . G . B l .
Nr. 4;

das Bundesgesetz vom 23: November 1927,
B. G. Bl. Nr. 339, betreffend die Gewährung
von Darlehen an Gemeinden aus Bundes-
mitteln zum Zwecke der Errichtung und des
Ausbaues von Wasserversorgungsanlagen;

das Bundesgesetz vom 2. Juli 1929, B. G. Bl.
Nr. 228, wirksam für das Land Kärnten, be-
treffend die Fortführung der Gailregulierung;

das Bundesgesetz vom 22. Dezember 1932,
B. G. Bl. Nr. 363, wirksam für das Land
Kärnten, über die Abänderung des Bundes-
gesetzes vom 2. Juli 1929, B. G.Bl. Nr. 228,
betreffend die Fortsetzung der Gailregulierung
(Gailregulierungsnovelle).

§ 19. V o l l z i e h u n g .

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind
das Bundesministerium für Land- und Forstwirt-

schaft und das Bundesministerium für Handel
und Wiederaufbau im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Finanzen und den sonst
beteiligten Bundesministerien betraut.

Renner
Figl Kraus Heinl Zimmermann

3 5 . Bundesgesetz vom 21. Jänner 1948,
womit das Gesetz vom 10. Juli 1945,
St. G.Bl. Nr. 59, über die Überleitung in
die österreichische Staatsbürgerschaft (Staats-
bürgerschafts-Überleitungsgesetz) in der Fas-
sung des Bundesgesetzes vom 5. Februar
1947, B.G.Bl. Nr. 52, abgeändert wird
(5. Staatsbürgerschafts-Überleitungsgesetz-

novelle).
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Gesetz vom 10. Juli 1945, St. G.Bl.
Nr. 59, über die Überleitung in die öster-
reichische Staatsbürgerschaft (Staatsbürgerschafts-
Überleitungsgesetz) in der Fassung des Bundes-
gesetzes vom 5. Februar 1947, B.G.Bl. Nr. 52
(4.Staatsbürgerschafts-Überleitungsgesetznovelle),
wird wie folgt geändert:

1. Im § 3, Abs. (1), treten an die Stelle der
Worte: „bis 31. Dezember 1947" die Worte:
„bis 31. Dezember 1948".

2. Im § 4, Abs. (2), treten an die Stelle der
Worte: „bis 31. Dezember 1947" die Worte:
„bis 31. Dezember 1948".

Artikel II.

(1) Dieses Bundesgesetz t r i t t rückwirkend mi t
31 . Dezember 1947 in Kraf t .

(2) Mi t der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Inneres be t r au t .

Renner
Figl Helmer

3 6 . Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 10. Dezember 1947 über
die Ausgabe von Scheidemünzen zu

50 Groschen, 1 und 2 Schilling.
Für den im Währungsschutzgesetz, B. G. Bl.

Nr. 250/1947, vorgesehenen Umtausch der im
§ 1 dieses Gesetzes genannten Geldzeichen
werden vom 11. Dezember 1947 an im Wege
der Österreichischen Nationalbank Scheide-
münzen zu 50 Groschen, 1 und 2 Schilling aus-
gegeben:

Das 50-Groschen-Stück wird aus Aluminium
mit einem Magnesiumgehalt von 1'5 v. H. ge-
prägt und hat ein Stückgewicht von 1'4 g und
einein Durchmesser von 22 mm. Es zeigt auf der
Vorderseite das Bundeswappen und in der kreis-
förmigen Anordnung die Umschrift „Republik
Österreich", auf der Rückseite in stilisierter
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Ausführung einen Brustschild mit der Wert-
ziffer „50", darunter die Jahreszahl der Prä-
gung und je zwei Ähren zu dessen beiden Seiten;
ober- und unterhalb des Brustschildes befindet

sich in kreisförmiger Anordnung die Umschrift
„Fünfzig Groschen". Die innere Einfassung be-
steht auf beiden Seiten aus einem flachen
Stäbchen. Der Rand ist gerippt.

Das 1-Schilling-Stück wird aus Aluminium mit
einem Magnesiumgehalt von 1'5 v. H. geprägt
und hat ein Stückgewicht von 2 g und einen
Durchmesser von 25 mm. Es zeigt auf der Vor-
derseite das Bundeswappen und darunter das
Prägejahr, auf der Rückseite einen schreitenden

Sämann, links davon die Wertziffer „1", rechts
davon den Buchstaben „S" und die Umschrift
„Republik Österreich". Die innere Einfassung
besteht auf beiden Seiten aus einem flachen
Stäbchen. Der Rand ist glatt.

Das 2-Schilling-Stück wird aus Aluminium
mit einem Magnesiumgehalt von 1'5 v. H. ge-
prägt und hat ein Stückgewicht von 2'8 g und
einen Durchmesser von 28 mm. Es zeigt auf der
Vorderseite das Bundeswappen und in kreis-
förmiger Anordnung die Umschrift „Republik
Österreich", auf der Rückseite die "Wert-

ziffer „2", darunter das Wort „Schilling", um-
geben in ornamentaler Anordnung von Ähren,
einer Traube und Weinlaub; auf der Rückseite
ist ferner das Prägejahr ersichtlich. Die innere
Einfassung besteht auf beiden Seiten aus einem
flachen Stäbchen mit einer Verzierung auf der
Rückseite. Der Rand ist glatt.

Die Scheidemünzen zu 50 g und 1 S werden
bei allen Kassen des Bundes und der übrigen
Gebietskörperschaften sowie ihrer Betriebe bis
zum Betrag von 50 S, die Scheidemünzen zu
2 S ohne Begrenzung zu ihrem Nennwert in
Zahlung genommen. Ferner werden sie von den
Bundeskassen nach Maßgabe der verfügbaren
Kassenbestände gegen Banknoten umgewechselt;
bei den Kassen der Österreichischen National-

bank werden die Scheidemünzen ohne Be-
grenzung in Zahlung und in Verwechslung
gegen Banknoten angenommen.

Im Privatverkehr sind Scheidemünzen zu 50 g
und 1 S zum Gesamtbetrag von 25 S, Scheide-
münzen zu 2 S bis zum Gesamtbetrag von 100 S
zum Nennwert in Zahlung zu nehmen.

Zimmermann
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3 7 . Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 22. Dezember
1947, betreffend die Erlassung einer Wahl-
ordnung für die Apothekerkammer (Apo-

thekerkammer-Wahlordnung).

Auf Grund des § 10 des Bundesgesetzes vom
18. Juni 1947, B.G.Bl. Nr. 152, betreffend die
Errichtung einer Apothekerkammer (Apotheker-
kammergesetz), wird für die Wahl der Organe
der Apothekerkammer nachstehende Wahlord-
nung erlassen:

Wahlkreise.

§ 1. Das Bundesgebiet der Republik Österreich
wird für Zwecke der Wahlen in die öster-
reichische Apothekerkammer in Wahlkreise der-
ar t eingeteilt, daß jedes Bundesland in der Regel
einen eigenen Wahlkreis darstellt ; doch können
über Ant rag der Apothekerkammer — erstmalig
über Ant rag des vorläufigen Kammervorstandes
— vom Bundesministerium für soziale Verwal-

tung mehrere Bundesländer zu einem Wahlkreis
vereinigt werden.

§ 2. (1) Innerhalb eines jeden Wahlkreises wird
für die Mitglieder der Apothekerkammer in der
Abteilung der selbständigen und in der Abteilung
der angestellten Apotheker je ein Wahlkörper
gebildet.

(2) Der Wahlkörper der selbständigen Apo-
theker umfaßt alle Eigentümer, sofern sie
aber zur selbständigen Leitung der Apotheke
nicht berechtigt sind oder die Apotheke verpach-
tet haben, a n ihrer Stelle die verantwortl ichen
Leiter oder Pächter einer konzessionierten, einer
Real- oder Anstaltsapotheke sowie einer nach
§ 61 des Gesetzes v o m 18. Dezember 1906,
R . G . B l . N r . 5/1907, betreffend die Regelung
des Apothekenwesens, betriebenen Apotheke.

(3) Der Wahlkörper der angestellten Apo-
theker umfaßt die pharmazeutischen Hilfskräfte
sowie Vorexaminierte, die in einer im Abs. (2)
angelführten Apotheke angestellt sind.

(4) Bei wahlberechtigten Personen (§ 10); die
am Tage der Wahlausschreibung stellenlos sind,
bestimmt sich die Zugehörigkeit zu dem im
Abs. (3) bezeichneten Wahlkörper nach ihrem
letzten Dienstverhältnis.

(5) Für die Zugehörigkeit zu einem Wahlkreis
ist bei den in den Abs. {2) und Abs. (3) ange-
führten Apothekern der Standort der Apotheke
und bei d e n im Abs. (4) angeführten Personen
der ordentliche W o h n o r t maßgebend.

Wahl in den Vorstand der Apothekerkammer.

§ 3. In jedem Bundeslande {Wahlkreis) wählen
die Angehörigen eines jeden der beiden Wahl-
körper [§ 2, Abs. (1)] Mitglieder in den Vor-
stand der Apothekerkammer in nachstehend an-
geführter Anzahl:

Anordnung der Wahl.

§ 4. Die Wahl in die Apothekerkammer wird
vom Bundesministerium für soziale Verwaltung
angeordnet. Die Verlautbarung einer solchen
Anordnung hat in der amtlichen „Wiener
Zeitung" und in der „Österreichischen Apo-
thekerzeitung" zu erfolgen.

Leitung der Wahl.

§ 5. (1) Zu r Durchführung und Leitung der
W a h l wird bei der Apothekerkammer in Wien
eine gemeinsame Hauptwahlkommission für die
beiden Wahlkörper sämtlicher Bundesländer
(Wahlkreise) bestellt. Die Hauptwahlkommission
besteht aus dem Vorsitzenden und sechs Mit-
gliedern. Die sechs Mitglieder sind je zur Hälfte
dem Kreise der selbständigen sowie der ange-
stellten Apotheker zu entnehmen. Dabei ist auf
eine Ver t re tung der Bundesländer insoferne
Bedacht zu nehmen, daß die Ländergruppen
Wien, Niederösterreich und das Burgenland,
weiters Steiermark u n d Kärnten, ferner Ober-
österreich u n d Salzburg sowie Ti ro l und Vorar l -
berg durch mindestens je einen wahlberechtigten
Apotheker ver t re ten sind. Für den Fall de r Be-
hinderung v o n Mitgliedern der Hauptwahl -
kommission sind Ersatzmitglieder in gleicher
Anzahl zu bestellen.

(2) Die Mitglieder und die Ersatzmitglieder der
Hauptwahlkommiss ion werden v o m Bundes-
ministerium für soziale Verwal tung auf Grund
von Vorschlägen ernannt , die erstmalig vom vor-
läufigen Kammervors tande [§ 27, Abs. (3), des
Apothekerkammergesetzes] und in der Folge
vom abtretenden Vors tand der Apotheker-
kammer zu erstat ten sind. Die Vorgeschlagenen
müssen das Wahlrecht für die Apothekerikammer
besitzen.

(3) D e n Vorsi tz in der Hauptwahlkommission
führ t ein v o m Bundesministerium für soziale
Verwaltung ernannter Hauptwahlkommissär ,
der vo r An t r i t t seines Amtes in die H a n d des
Bundesministers für soziale Verwaltung das Ge-
löbnis strenger Unparteilichkeit und gewissen-
hafter Erfüllung der mit seinem Amte verbun-
denen Pflichten abzulegen hat .

(4) De r Hauptwahlkommissär führt die Ge-
schäfte der Hauptwahlkommission unter Bedacht-
nahme auf die Vorschriften dieser Wahlordnung
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und in sinngemäßer Anwendung der Bestim-
mungen der jeweils geltenden Nationalrats-
Wahlordnung, soweit solche Verfügungen nicht
der Hauptwahlkommission vorbehalten sind.
Der Hauptwahlkommissär nimmt die Ange-
lobung der sechs Mitglieder der Hauptwahlkom-
mission und deren Ersatzleute vor, die damit
die Verpflichtung zu strenger Unparteilichkeit
und gewissenhafter Erfüllung der mit dem Amte
verbundenen Pflichten übernehmen. Bei Bedarf
und über Antrag des Hauptwahlkommissärs
kann vom Bundesministerium für soziale Ver-
waltung ein Stellvertreter des Hauptwahlkom-
missärs bestellt werden.

(5) Der Hauptwahlkommission obliegt insbe-
sondere:

a) die Ausschreibung der Wahl, der Fest-
setzung des Zeitpunktes, Ibis zu welchem
sich die Wahlberechtigten im Besitze des
Wahlkuverts befinden müssen sowie des
Zeitraumes, innerhalb dessen die Wahl-
kuverts (§ 17) bei der Kreiswahlkommis-
sion einlangen oder abgegeben werden
müssen [§ 20, Abs. (4)];

b) die Berufung der Mitglieder der Kreis-
wahlkommissionen [§ 6, Abs. (5)];

c) die Angabe, an welcher Stelle sowie inner-
halb welcher Zeit (Tag und Stunde) die
Wählerliste zur Einsichtnahme aufliegt
[§ 15, Abs. (1)];

d) die Entscheidung über Einsprüche gegen
die Wählerlisten [§ 15, Abs. (5)];

e) die Entscheidung über die Wählbarkeit
der Wahlwerber und über die Gültigkeit
der Wahlvorschläge sowie Verlautbarung
der Wahlvorschläge (§ 18);

f)die Überprüfung der Wahlergebnisse in
den Wahlkreisen und Festsetzung des end-
gültigen Abstimmungsergebnisses (§ 26);

g) die Zuweisung der Mandate an die Vor-
schlagslisten und die Verlautbarung des
Wahlergebnisses (§ 27);

h) Festsetzung der Aufwandentschädigung
(Taggeld) für die Mitglieder der Haupt-
wahlkommission und der Kreiswahlkom-
missionen [§ 7, Abs. (3)].

§ 6. (1) Für die Wahl in die beiden Wahlkörper
der selbständigen und der angestellten Apotheker
innerhalb eines Wahlkreises sind gemeinsame
Kreiswahlkommissionen bei den Ämtern der
Landesregierungen zu bestellen.

(2) Die Gebiete der einzelnen Bundesländer
stellen in der Regel die Bereiche der einzelnen
Kreiswahlkommissionen dar; werden jedoch im
Sinne der Vorschrift des § 1 vom Bundesmini-
sterium für soziale Verwaltung mehrere Bundes-
länder zu einem einzigen Wahlkreis vereinigt,
ist eine Kreiswahlkommission am Sitze des
Amtes der Landesregierung zu bestellen, das für

die Zwecke der Stimmenabgabe; günstiger gelegen
ist.

(3) D i e Kre iswahlkommiss ionen bes tehen aus
dem Kreiswahlkommissär als Vors i t zenden sowie
sechs Mitgl iedern u n d ebensoviel Ersa tzmi t -
gliedern.

(4) D e r Kre iswahlkommissär wird v o m Landes-
hauptmann ernannt und hat vor Antritt seines
Amtes in die Hände des Landeshauptmannes das
Gelöbnis strenger Unparteilichkeit und gewissen-
hafter Erfüllung der mit seinem Amte verbun-
denen Pflichten abzulegen.

(5) Die sechs Mitglieder und die Ersa tzmi t -
glieder der Kreiswahlkommission, d ie je zu r
Hälf te aus dem Kreise d e r selbständigen und de r
angestellten Apotheker des betreffenden Wahl-
kreises zu entnehmen sind, werden über Vor-
schlag der Apothekerkammer — erstmalig des
vorläufigen Kammervorstandes — von der
Hauptwahlkommission bestellt. Sie haben vor
Antritt ihres Amtes in die Hände des Kreiswahl-
kommissärs das Gelöbnis strenger Unparteilich-
keit und gewissenhafter Erfüllung der mit ihrem
Amte verbundenen Pflichten abzulegen.

(6) Der Kreiswahlkommissär führt die Ge-
schäfte der Kreiswahlkommission im Sinne der
Vorschrift des § 5, Abs. (4), jedoch nur für seinen
Wahlkreis und soweit sie nicht der Kreiswahl-
kommission selbst vorbehalten sind. Bei Bedarf
kann über seinen Antrag vom Landeshauptmann
ein Stellvertreter für ihn bestellt werden.

(7) Der Kreiswahlkommission obliegt insbe-
sondere:

a) die Zusammenstellung der Wählerlisten
(§§ 12 bis 15);

b) die Auflegung der Wählerlisten [§ 15,
Abs. (1)];

c) die Entgegennahme der Wahlkuverts
[§ 20, Abs. (7)];

d) die Feststellung des Abstimmungsergeb-
nisses [§ 24, Abs. (3)].

§ 7. (1) Die Hauptwahlkommission, und die
Kreiswahlkommissionen werden von ihren Vor-
sitzenden entweder mittels eingeschriebenen
Briefes oder telegraphisch einberufen. Die Haupt-
wahlkommission und die Kreiswahlkommissionen
sind beschlußfähig, wenn wenigstens zwei Drittel
ihrer Mitglieder (Ersatzmitglieder) je aus dem
Kreise der selbständigen und der angestellten
Apotheker anwesend ist. Die Kommissionen fassen
ihre Beschlüsse mit mehr als der Hälfte der ab-
gegebenen Stimmen; der Vorsitzende (Haupt-
wahlkommissär, Kreiswahlkommissär) stimmt
in der Regel nicht mit; nur bei Stimmengleich-
heit gibt seine Stimme den Ausschlag.

(2) Das Amt eines Mitgliedes (Ersatzmitgliedes)
der Hauptwahlkommission und der Kreiswahl-
kommissionen ist ein öffentliches Ehrenamt, zu
dessen Annahme jedes Mitglied der Apotheker-
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kammer verpflichtet ist, das im Bereiche der
Hauptwahlkommission oder der Kreiswahlkom-
missionen seinen ordentlichen Wohnsitz hat.

(3) Mitgliedern (Ersatzmitgliedern) der Kreis-
wahlkommissionen gebührt für ihre Tätigkeit
nach Maßgabe ihrer tatsächlichen Inanspruch-
nahme eine Aufwandentschädigung in Geld. Die
Höhe derselben (Taggeld) wird von der Haupt-
wahlkommission bestimmt. Den Mitgliedern
(Ersatzmitgliedern) der Hauptwahlkommission
gebührt für ihre Tätigkeit nach Maßgabe der
tatsächlichen Inanspruchnahme eine Aufwand-
entschädigung in der Höhe, wie sie für die Mit-
glieder {Ersatzmitglieder) der Kreiswahlkommis-
sion für Wien festgesetzt worden ist.

§ 8. Jede Gruppe von Wählern, deren Wahl-
vonschläge gemäß § 18, Abs. (6), veröffentlicht
wurde, kann einen Vertrauensmann für die
Hauptwahlkommission und für die Kreiswahl-
kommissionen entsenden, für deren Wahlkreise
sie Wahlvorschläge erstattet hat. Solche Ver-
trauensleute sind dem Hauptwahlkommissär und
den Kreiswahlkommissären, spätestens am
fünften Tage vor der Wahl, durch den zu-
stellungsbevollmächtigten Vertreter der Wähler-
gruppe schriftlich namhaft zu machen. Jeder
Vertrauensmann erhält vom Vorsitzenden der
Wahlkommission, für die er bestimmt ist, einen
Eintrittsschein, der ihm die Anwesenheit als
Zeuge der Wahlhandlung ermöglicht; ein weite-
rer Einfluß auf den Gang der Wahlhandlung
steht dem Vertrauensmanne nicht zu.

Ausschreibung der Wahl.

§ 9. (1) Die Hauptwahlkommission bestimmt
den Zeitpunkt der Wahl derart, daß zwischen
dem Tage der Ausschreibung der Wahl (Ver-
öffentlichung der Wahlkundmachung) und dem
Wahltage ein Zeitraum von mindestens zwölf
Wochen liegt.

(2) In der Wahlkundmachung ist festzulegen:

a) der Wahltag, das ist der Tag, an dem ein-
heitlich in allen Wahlkreisen die von
den Wahlberechtigten abzusendenden, die
Stimmzettel enthaltenden Wahlkuverts
bei den Kreiswahlkommissionen eingelangt
sein müssen und an dem das Stimmen-
ermittlungsverfahren durchzuführen ist
(§§ 20 bis 23);

b) die Angabe, wo und bis wann die Wahl-
kuverts entweder abgegeben oder einge-
sendet werden können (§§ 20 und 22);

c) die Anzahl der in den einzelnen Wahl-
kreisen für die beiden Wahlkörper der
selbständigen und der angestellten Apo-
theker zu wählenden Mitglieder des Vor-
standes der Apothekerkammer (§ 3);

•d) die Angabe, wo und wann die Wähler-
listen und ein Abdruck dieser Verord-
nung eingesehen werden können [§ 15,
Abs. (1)];

e) die Bestimmung, daß Einwendungen
gegen die Wählerliste binnen zwei Wochen
nach Auflegung der Wählerlisten beim
Vorsitzenden der Kreiswahlkommissionen
einzubringen sind und daß verspätet einge-
brachte Einwendungen unberücksichtigt
bleiben [§ 15, Abs. (2)];

f) die Aufforderung, daß Wahlvorschläge
schriftlich beim Vorsitzenden der Haupt-
wahlkommission spätestens drei Wochen
vor dem Wahltage eingereicht werden
müssen, widrigenfalls sie nicht berücksich-
tigt werden [§ 17, Abs. (1)]; ferner die
Bestimmung, daß die Wahlvörschläge
doppelt so viele Bewerber enthalten müssen,
als Mitglieder in den Vorstand aus dem
betreffenden Wahlkreise von den beiden
Wahlkörpern der selbständigen und der
angestellten Apotheker zu wählen sind
[§ 17, Abs. (2), lit. b]; endlich die Vor-
schrift, daß die Wahlvorschläge von einer
in § 17, Abs. (2), lit. a, angeführten Min-
destanzahl von Wahlberechtigten unter-
zeichnet sein müssen;

g) die Angabe, wo und wann die zur Wahl-
handlung zugelassenen Wahlvorschläge zur
Einsicht der Wahlberechtigten aufliegen
werden [§ 18, Abs. (6)];

h) die Bestimmung, daß Stimmen gültig nur
für zugelassene Wahlvorschläge abgegeben
werden können [§ 19, Abs. (1)];

i) die Bestimmung, wie die Stimmenabgabe
zu erfolgen hat (§ 20).

(3) Die Wahlkundmachung ist in der amtlichen
„Wiener Zeitung" und in der „Österreichischen
Apothekerzeitung" zu veröffentlichen. Die
Hauptwahlkommission kann auch noch auf
andere geeignete Art sämtliche Wahlberechtigten
von der Wahlausschreibung in Kenntnis setzen.

Aktives Wahlrecht.

§ 10. (1) Alle in § 2, Abs. (2) und (3), dieser
Verordnung angeführten selbständigen und an-
gestellten Apotheker besitzen für ihren Wahl-
körper das aktive Wahlrecht, soferne sie sich am
Tage der Ausschreibung der Wahl im Besitze des
Wahlrechtes zum Nationalrat befinden und ihnen
nicht gemäß § 23, Abs. (1), lit. d, des Apotheker-
kammergesetzes das Wahlrecht entzogen ist.

(2) Jeder Wahlberechtigte ha t nur eine St imme;
er darf auch n u r einmal in der Wählerliste ein-
getragen sein.

(3) Stellenlose Apotheker [§ 2, Abs. (4)] sind
unter den Voraussetzungen des Abs. (1) wahl-
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berechtigt, wenn sie bei der Stellenlosenvermitt-
lung der Pharmazeutischen Gehaltskasse für
Österreich gemeldet sind.

(4) Bis zur Erlassung des im Artikel 26 des
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von
1929 vorgesehenen Bundesgesetzes über die
Wahlordnung für den Nationalrat ist die Frage,
ob jemand das Wahlrecht zum Nationalrat be-
sitzt, nach dem Verfassungsgesetz vom 19. Ok-
tober 1945, St. G.Bl. Nr. 198 (Wahlgesetz),
jedoch unter Berücksichtigung des Bundesverfas-
sungsgesetzes vom 6. Februar 1947, B. G. Bl.
Nr. 25, über die Behandlung der Nationalsozia-
listen (Nationalsozialistengesetz) zu beurteilen.

Passives Wahlrecht.

§ 11. Wählbar für die Apothekerkammer sind
alle wahlberechtigten Kammermitglieder, die am
Tage der Wahlausschreibung das 24. Lebensjahr
überschritten haben und deren Namen in den
abgeschlossenen Wählerlisten enthalten sind.

Wählerliste.

§ 12. (1) Jedes gemäß den Bestimmungen des
§ 10 dieser Verordnung wahlberechtigte Kam-
mermitglied ist verpflichtet, binnen einer Woche
nach dem Tage der Ausschreibung der Wahl ein
Wähleranlageblatt (Anlage 1) in doppelter Aus-
fertigung auszufüllen, eigenhändig zu fertigen
und dasselbe binnen zwei Wochen nach Aus-
schreibung der Wahl an die Kreiswahlkommis-
sion einzusenden. Angestellte Apotheker können
das von ihnen entsprechend ausgefertigte
Wähleranlageblatt auch ihrem Dienstgeber zur
Weiterbeförderung an die Kreiswahlkommission
übergeben.

(2) Wahlberechtigte selbständige. Apotheker
haben, soferne sie von wahlberechtigten Dienst-
nehmern Wähleranlageblätter zur Weiterbeför-
derung übernommen haben, diese und ihr eigenes
Wähleranlageblatt in einer Zusammenfassung
mit Angabe der Apotheke, der Anzahl der bei
ihnen beschäftigten Wahlberechtigten und der
Dauer des bestehenden Dienstverhältnisses der-
selben binnen der im Abs. (1) angeführten Frist
der Kreiswahlkommission zu übermitteln. Ange-
stellte Apotheker, die in mehreren Apotheken
tätig sind, dürfen nur ein Wähleranlageblatt
ausfertigen. Sie haben dieses jenem Dienstgeber
zu übergeben, bei dem sie vorwiegend beschäftigt
sind.

§ 13. (1) Die von den selbständigen und ange-
stellten Apothekern im Sinne der Vorschriften
des § 12 eingesandten Wähleranlageblätter sind
von den Kreiswahlkommissionen gesondert für
die beiden Wahlkörper der selbständigen und
der angestellten Apotheker nach den Namen
alphabetisch zu ordnen und in Wählerlisten
zusammenzufassen.

(2) Jeder Wahlberechtigte darf nur in eine
Wählerliste aufgenommen werden; er ist in die
Wählerliste jener Wahlkreiskommission aufzu-
nehmen, in deren Bereich der Standort der Apo-
theke gelegen ist, in der er am Tage der Wahl-
ausschreibung tätig war Angestellte Apotheker,
die in mehreren Apotheken tätig sind, sind in
die Wählerliste jener Wahlkreiskommission auf-
zunehmen, in deren Sprengel der Standort der
Apotheke gelegen ist, wo sie am Tage der Aus-
schreibung der Wahl vorwiegend tätig gewesen
sind.

(S). Ergeben sich Zweifel darüber, in welchem
Wahlkörper ein Wahlberechtigter in die Wähler-
liste aufzunehmen ist, entscheidet die Kreiswahl-
kommission.

§ 14. Die Pharmazeutische Gehaltskasse für
Österreich sowie Dienstgeber von Wahlberech-
tigten sind verpflichtet, der Kreiswahlkommission
die zur Anlegung der Wählerlisten! erforderlichen
Auskünfte zu erteilen und Einsicht in die von
ihnen geführten Verzeichnisse der selbständigen
und der angestellten Apotheker zu gewähren.

Einspruchsverfahren.

§ 15. (1) Die Wählerlisten sind spätestens fünf
Wochen nach der Wahlausschreilbung von der
Kreiswahlkommission an ihrem Sitze mit der
Bekanntmachung öffentlich aufzulegen, daß Ein-
sprüche binnen zwei Wochen nach Auflegung der
Wählerlisten beim Vorsitzenden der Kreiswahl-
kommission eingebracht werden können. Die Be-
kanntmachung über die Auflegung der Wähler-
listen hat im Amtsblatte der zuständigen Landes-
regierung unter Hinweis auf die für das Ein-
spruchsverfahren einschlägigen Bestimmungen
dieser Verordnung -zu erfolgen.

(2) Innerhalb der Einspruchsfrist kann jeder
Wahlberechtigte sowie jeder Dienstgeber, der
wahlberechtigte Apotheker beschäftigt, wegen
Aufnahme vermeintlich Nichtwahlberechtigter
oder wegen Nichtaufnahme vermeintlich Wahl-
berechtigter schriftlich Einspruch erheben. Jeder
Einspruch darf nu r gegen eine einzelne Person
gerichtet sein; ist ein Einspruch gleichzeitig gegen
mehrere Personen gerichtet, so ist er dem Ein-
spruchswerber ohne Verzug zur Behebung des
Gebrechens zurückzustellen. Jeder Einspruch ist
entsprechend zu begründen.

(3) V o m ersten Tage der Auflegung der
Wählerlisten an dürfen Änderungen an ihnen nur
mehr im Wege des Einspruchsverfahrens vor-
genommen werden; ausgenommen hievon sind
Formgebrechen, wie zum Beispiel Schreibfehler
u. dgl.

(4) Die Kreiswahlkommission ha t Personen,
gegen deren Aufnahme in die Wählerliste Ein-
spruch erhoben wurde, hievon binnen zwei
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Tagen nach Einlangen des Einspruches zu ver-
ständigen. Einwendungen der Betroffenen können
nur berücksichtigt werden, wenn sie innerhalb
weiterer fünf Tage beim Vorsitzenden der Kreis-
wahlkommission schriftlich vorgebracht wer-
den.

(5) Über Einsprüche entscheidet die H a u p t -
wahlkommission binnen zwei Wochen nach Ab-
lauf der Einspruchsfrist, auch wenn in dieser
Frist eine Äußerung des v o m Einspruch Ver-
ständigten nicht eingelangt ist, endgültig.

(6) Die Hauptwahlkommission hat von ihrer
Entscheidung die Kreiswahlkommission, den
Einspruchswerber und den Betroffenen um-
gehend schriftlich in Kenntnis zu setzen. Er-
fordern Entscheidungen der Haup twah lkom-
mission eine Richtigstellung oder Ergänzung der
Wählerlisten, so hat sie die Kreiswahlkom-
mission sofort unter Hinweis auf die Entschei-
dung der Hauptwahlkomimission durchzuführen.

(7) Nach Abschluß des Einspruchsverfahrens
haben die Kreiswahlkommissionen die Wähler-
listen abzuschließen. Die abgeschlossenen
Wählerlisten sind der Wahl zugrunde zu legen.

Wahlkuverts .

§ 16. Die Kreiswahlkommissionen haben nach
Abschluß des Einspruchsverfahrens sämtlichen
laut Wählerliste ihres Bereiches Wahlberechtigten
ein Wahlkuver t nach Muster (Anlage 2), das für
die Aufnahme der Stimmzettel best immt ist, bis
längstens zehn Wochen nach Ausschreibung der.
Wahl mittels eingeschriebenen Briefes zuzu-
senden. Für die beiden Wahlkörper der selb-
ständigen und der angestellten Apotheker sind
einheitlich für das gesamte Bundesgebiet ver-
schiedenfarbige Wahlkuver ts auszugeben.

Wahlvorschläge.

§ 17. (1) Wählergruppen, die sich an der Wahl -
bewerbung für die Apothekerkammer beteiligen,
haben ihre Wahlvorschläge spätestens drei
Wochen vo r dem Wahltage der Haup twah l -
kommission vorzulegen, die den Empfang des
Wahlvorschlages unter Angabe der Zeit der
Empfangnahme zu bestätigen hat.

(2) Die Wahlvorschläge für die einzelnen Wahl-
kreise müssen

a) v o n der nachstehend angeführten Mindest-
anzahl v o n Wahlberechtigten eines jeden
Wahlkörpers unterzeichnet sein:

b) ein Verzeichnis von doppelt so vielen
Wahlbewerbern, als Mitglieder für den
Vorstand der Apothekerkammer im Wahl-
kreise vom betreffenden Wahlkörper zu
wählen sind, enthalten, und zwar in
der beantragten Reihenfolge unter Angabe
des Vor- und Zunamens, der Geburtsdaten
und Anschrift, sowie, o b es sich um einen
selbständigen oder einen angestellten
Apotheker handelt ;

c) einen der Unterzeichneten als Zustellungs-
bevollmächtigten der Wählergruppe an-
führen, andernfalls der Erstunterzeichnete
als Zustellungsbevollmächtigter gilt.

(3) Der Wahlvorschlag kann durch Aufschrift
als Vorschlag einer best immten Organisation
oder Wählergruppe bezeichnet werden:

(4) Die Verbindung (Koppelung) von Wahl-
vorschlägen ist unzulässig.

§ 18. (1) Die Hauptwahlkommission hat die
innerhalb der Einreichungsfrist überreichten
Wahlvorschläge zu prüfen und vorhandene Be-
denken umgehend dem Zustellungsbevollmäch-
tigten der Wählergruppe mitzuteilen. Dieses
Verfahren ist insbesondere auch dann, einzu-
leiten, wenn eine in einem Wahlvorschlag ge-
nannte Person Einspruch gegen die Aufnahme
in den Wahlvorschlag erhebt. Zur Behebung der
Mängel ist eine Frist v o n mindestens drei Tagen
zu setzen. Änderungen im Wahlvorschlag oder
dessen Zurückziehung sind vom Zustellungs-
bevollmächtigten der Wählergruppe spätestens
bis zum Ablauf des 15. Tages vor Beginn der
Wahlhandlung der Hauptwahlkommission mit-
zuteilen. Änderungen im Wahlvorschlag durch
Streichung oder Neuaufnahme von Wahlwerbern
sowie die Zurückziehung de6 Wahlvorschlages
müssen v o n sämtlichen Wahlberechtigten, die
den seinerzeitigen Wahlvorschlag unterzeichnet
haben, gefertigt sein.

(2) Nicht zuzulassen sind Wahlvörschläge, die
verspätet überreicht wurden; ferner Wahlvor-
schläge, die nicht die erforderliche Anzahl von
Unterschriften t ragen oder keinen einzigen wähl-
baren Wählwerber enthalten, wenn das Berichti-
gungsverfahren im Sinne des. Abs. (1) erfolglos
geblieben ist.

(3) Wahlwerber, denen, die Wählbarkei t fehlt,
sind v o n der Hauptwahlkommission aus dem
zugelassenen Wahlvorschlag zu streichen. Ebenso
sind die Namen jener Personen zu streichen, die
ungeachtet des nach Albs. (1) durchgeführten
Berichtigungsverfahrens so unvollständig be-
zeichnet sind, daß über ihre Identi tät Zweifel
bestehen.

(4) Weisen mehrere Wahlvorschläge für die
Wahl in den Vors tand der Apothekerkammer
den N a m e n desselben Wahlwerbers auf, so ist
dieser von der Hauptwahlkommission aufzu-
fordern, binnen gestellter Frist zu erklären, für
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welchen der Wahlvorschläge er sich entscheidet.
Auf allen anderen Listen ist er zu streichen.

(5) Wi rd kein Wahlvorschlag überreicht oder
reicht der einzige Wahlvorschlag nicht aus, um
den Vorstand der Apothekerkammer vollständig
zu besetzen, so hat die Hauptwahlkommission
das Wahlverfahren mittels neuerlicher Wahlaus-
schreibung unverzüglich v o m neuen einzuleiten.

(6) Die Hauptwahlkommission ha t die ihr vor-
gelegten, ordnungsgemäß erstellten, beziehungs-
weise ergänzten Wahlvorschläge in der amtlichen
„Wiener Zeitung", in den Amtsblä t tern der
Landesregierungen und in de r „Österreichischen
Apothekerzei tung" nach Prüfung sofort und so
zeitgerecht zu verlautbaren, daß die Kund-
machung der Wahlvorschläge spätestens zehn
Tage vor dem Wahltage erfolgt. Die Hauptwahl -
kommission ha t weiters dafür Sorge zu tragen,
daß die für die Wahl zugelassenen Wahlvor-
schläge während der letzten zehn Tage vo r dem
Wahltage an den in der Wahlkundmachung be-
zeichneten Stellen [§ 9, Abs. (2), lit. g] zur Ein-
sichtnahme aufgelegt bleiben.

Stimmzettel.

§ 19. (1) Die Wahlberechtigten (§ 10) können
ihre Stimme gültig nu r für einen der zugelas-
senen Wahlvorschläge abgeben. Sie können den
Wahlvorschlag entweder durch die Aufschrift
[§ 17, Abs. (3)] oder durch Angabe eines oder
mehrerer Wahlwerber des gleichen Wahlvor-
schlages bezeichnen.

(2) Ein Stimmzettel ist ungültig, wenn er auf
verschiedene Wahlvorschläge lautet , wenn er
eine Unterschrift oder einen sonstigen, auf den
Wähler hindeutenden Vermerk trägt, oder,
wenn e r andere als die in einem zugelassenen
Wahlvorschlag angegebenen Wahlwerber enthält .
Wenn ein Wahlkuver t mehrere gültig ausge-
füllte. St immen enthält, die auf verschiedene
Wahlvorschläge lauten, sind alle ungültig. Lauten
mehrere gültig ausgefüllte Stimmzettel auf den-
selben Wahlvorschlag, so sind sie als einziger
Stimmzettel zu zählen.

(S) Stimmzettel, die keine Aufschrift tragen
sowie leere Wahlkuverts sind als ungültige
Stimmen zu zählen.

Stimmabgabe.

§ 20. (1) A n der Wahl dürfen sich nur Apo-
theker beteiligen, deren Namen in den abge-
schlossenen Wählerlisten [§ 15, Abs. (7)] ein-
getragen sind.

(2) Jeder Wahlberechtigte üb t sein Wahlrecht
durch. Übersendung des geschlossenen, den
Stimmzettel enthaltenden Wahlkuver ts a n die
Kreiswahlkommission aus, in deren Bereich er
tätig ist, oder, wenn er stellenlos ist, seinen
ordentlichen Wohnsi te ha t .

(3) Jeder Wahlberechtigte ist bei Abgabe 6einer
Stimme verpflichtet, sich für die Übersendung des
Stimmzettels des ihm v o n der Kreiswahlkom-
mission übermit te l ten amtlichen Wahlkuver ts
(§ 16) zu bedienen, dasselbe sorgfältig zu ver-
schließen u n d auf d e m anhängenden Kuvert-
abschnitt die do r t befindlichen Vordrucke (Name,
Anschrift usw.) mittels Schreibmaschinenschrift
oder leserlicher Handschrift auszufüllen. Die
Anbringung anderer Vermerke, Zeichen usw. auf
dem Wahlkuver t durch den Wahlberechtigten
macht die Stimme ungültig.

(4) Jeder Wahlberechtigte kann das Wahl -
kuvert entweder durch die Post in Form eines
eingeschriebenen Briefes oder mittels Boten an die
für die Stimmabgabe zuständige Kreiswahlkom-
mission einsenden oder bei dieser bis spätestens
am Wahltage bis zum Schlusse der Stimmen-
abgabe überbringen. Bei Übersendung durch die
Post ist für die Umhül lung des Wahlkuver ts
derart Sorge z u tragen, daß jeglicher Postver-
merk und. sonstige handschriftliche Aufzeich-
nungen auf dem Wahlkuver t selbst vermieden
werden können. Die Übersendung erfolgt auf
Kosten und Gefahr des Wahlberechtigten.

(5) Die Verwendung eines anderen als des zu-
gesandten amtlichen Wahlkuverts macht die
darin befindliche Stimme ungültig.

(6) Die Kreiswahlkommissionen sind verpflich-
tet, dem Wähler auf sein Verlangen die Über-
nahme des Wahlkuver ts zu bestätigen.

(7) Der Kreiswahlkommis6är hat die bei der
Kreiswahlkommission einlangenden Wahlkuverts
bis zum Wahltage z u sammeln und für deren
sichere und geordnete Aufbewahrung bis z u m
Wahltage zu sorgen.

Abstimmungsverfahren.

§ 2 1 . (1) An dem v o n der Haup twah lkom-
mission gemäß § 9, Abs. (2), lit. a, festgesetzten
Wahltag hat sich die Kreiswahlkommission zur
weiteren Annahme von persönlich überbrachten
Wahlkuver ts in den in der Wahlkundmachung
festgesetzten Zeitraum sowie zur Feststellung
des Abstimmungsergebnisses im Wahlkreise zu
versammeln.

(2) Im Amtsraum der Kreiswahlkommission
müssen sich die Wählerlisten der beiden Wahl -
körper des Wahlkreises, je ein zugehöriges Ab-
stimmungsverzeichnis, das nach dem Vorbilde
eines Abstimmungsverzeichnisses der jeweils gel-
tenden Nationalratswahlordnung anzufertigen
ist, sowie zwei Wahlurnen befinden, von denen
die eine zur Aufnahme der Wahlkuver ts der
wahlberechtigten selbständigen Apotheker , die
andere zur Aufnahme der Wahlkuverts der
wahlberechtigten angestellten Apotheker be-
st immt ist.
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(3) D e m Abstimmungsverfahren sind die gemäß
§ 8 namhaft gemachten Vertrauensleute aller
Wählergruppen zuzuziehen.

(4) Die Durchführung des Abstimmungsver-
fährens obliegt der Kreiswahlkommission. Der
Kreiswahlkommissär ha t für die Aufrecht-
erhaltung der R u h e u n d O r d n u n g sowie für die
Beobachtung der Bestimmungen dieser Verord-
nung Sorge zu tragen. Überschreitungen des
Wirkungskreises der Kreiswahlkommission hat
er nicht zuzulassen. Jedermann hat seinen An-
ordnungen Folge zu leisten.

§ 22. (1) Das Abstimmungsverfahren beginnt
damit, daß die Kreiswahlkommission in dem in
der Wahlkundmachung hiefür vorgesehenen
Zeitraum noch weitere, a m Wahltage selbst per-
sönlich überbrachte Wahlkuver ts entgegen-
nimmt.

(2) Bei jedem Wahlkuver t ist zu überprüfen,
ob der aus dem Anhängeabschnitt des Wahl-
kuverts ersichtliche N a m e des Wahlberechtigten
in der Wählerliste des Wahlskörpers der selb-
ständigen oder der angestellten Apotheker er-
sichtlich ist.

(3) K o m m t der Name in der Wählerliste nicht
vor, ist das Wahlkuver t von jeder weiteren Be-
handlung auszuschließen.

(4) Ist der Name in der Wählerliste eingetra-
gen, so wird er dor t abgestrichen und im zuge-
hörigen Abstimmungsverzeichnis unter fort-
laufender Zahl sowie unter Beisetzung der for t-
laufenden N u m m e r der Wählerliste vermerkt .
Gleichzeitig wird in der Wählerliste die ent-
sprechende N u m m e r des Abstimmungsverzeich-
nisses eingetragen.

(5) Hierauf hat der Kreiswahlkommissär das
Anhängeblatt vom Wahlkuver t abzutrennen und
zu vernichten, das Wahlkuver t selbst aber im
geschlossenen Zustande in die für den zugehö-
rigen Wahlkörper best immte Wahlurne zu legen,

(6) Wenn die für die persönliche Abgabe der
Wahlkuverts am Wahltage best immte Zeit ab-
gelaufen ist und alle bis dahin im Amtsraum der
Kreiswahlkommission erschienenen Überbringer
von Wahlkuverts dieselben abgegeben halben,
werden alle übrigen bis zum Abschlusse der
Stimmabgabe auf andere Art bei der Kreiswahl-
kommission eingelangten Wahlkuver ts der selb-
ständigen und der angestellten Apotheker v o n
einander abgesondert und gemäß den Vor-
schriften der Abs. (2) bis (5) behandelt .

§ 23. Ergeben sich Zweifel darüber, o b ein
Wahlkuver t für die Abgabe in die für den Wahl-
körper der selbständigen oder der angestellten
Apotheker best immte Wahlurne zuzulassen ist
[§ 22, Abs. (2)], entscheidet die Kreiswahlkom-
mission.

Stimmenzählung.

§ 24. (1) W e n n alle bei de r Kreiswahlkom-
mission vorliegenden Wahlkuver ts gemäß § 22
behandelt worden sind, erklärt der Kreiswahl-
kommissär die Stimmabgabe im Wahlkreis für
abgeschlossen.

(2) Die Kreiswahlkommission mischt sodann
gründlich die in den Wahlurnen befindlichen
Wahlkuverts , entleert die Wahlurnen und stellt,
für jeden Wahlkörper gesondert, fest:

a) die Zahl der gemäß § 22, Abs. (3), wegen
Nichteintragung in der Wählerliste von
der Stimmabgabe ausgeschlossenen Wahl-
kuver ts ;

b) die Zahl der aus der Wahlurne entleerten
Wahlkuverts;

c) die Zahl der im zugehörigen Abstim-
mungsverzeichnis eingetragenen Wahlbe-
rechtigten;

d) den mutmaßlichen Grund, wenn die Zahl
zu lit. b mit der Zahl zu lit. c nicht über-
einstimmt.

(3) Die Kreiswahlkommission eröffnet hierauf
die abgegebenen Wahlkuverts, entnimmt die
Stimmzettel, überprüft deren Gültigkeit, ver-
sieht die ungültigen Stimmzettel mit fortlaufen-
den Nummern und stellt fest:

a) die Gesamtsumme der abgegebenen gül-
tigen und ungültigen Stimmen;

b) die Summe der gültigen Stimmen;
c) die auf die einzelnen Wahlvorschläge ent-

fallenden abgegebenen gültigen Stimmen.

Niederschrift.

§ 25. (1) Die Kreiswahlkommission hat hier-
auf den Vorgang des Abstimmungsverfahrens
und das Abstimmungsergebnis im Wahlkreise in
einer Niederschrift zu beurkunden.

(2) Die Niederschrift hat mindestens zu ent-
halten:

a) die Bezeichnung des Wahlkreises;
b) die Namen der an- und und abwesenden

Mitglieder der Kreiswahlkommission;
c) die Namen der anwesenden Vertrauens-

leute der verschiedenen Wählergruppen;
d) die Zeit des Beginnes und Schlusses des Ab-

stimmungsverfahrens am Wahltage;
e) die Beschlüsse der Kreiswahlkommission

über den allfälligen Ausschluß von Wahl-
kuverts wegen Nichteintragung in die
Wählerliste [§ 22, Abs. (3)];

f) sonstige Beschlüsse der Kreiswahlkom-
mission, die während des Abstimmungs-
verfahrens gefaßt wurden;

g) die Feststellung der Kreiswahlkommission
nach § 24, Abs. (2) und (3) wobei, wenn
ungültige Stimmen festgestellt wurden,
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auch der Grund der Ungültigkeit anzu-
führen ist.

(3) Der Niederschrift sind, gesondert für jeden
Wahlkörper , anzuschließen:

a) die Wähler l is ten;
b) die Abstimmungsverzeichnisse;
c) die ungült igen St immzet te l , die in abge-

sonder ten Umschlägen mi t entsprechenden
Aufschriften zu versehen und zu verpacken
sind;

d) die gültigen Stimmzettel, die nach Wahl-
vorschlägen geordnet in abgesonderten
Umschlägen mit entsprechenden Auf-
schriften zu versehen und zu verpacken
sind.

(4) Die Niederschrift ist hierauf von den Mit-
gliedern der Kreiswahlkommission zu unterfer-
tigen. Wird sie nicht v o n allen Mitgliedern
unterschrieben, ist der Grund hiefür anzugeben.

(5) Die Niederschrift samt ihren Beilagen bil-
det den Wahlakt der Kreiswahlkommission.

(6) Die Wahlakten der Kreiswahlkommission
sind hierauf, verschlossen und womöglich im
versiegelten Umschlag, auf dem kürzesten Wege
der Hauptwahlkommission zu übermitteln. Die
Hauptwahlkommission kann anordnen, daß ihr
das Stimmenergebnis noch vor Übermit t lung des
Wahlaktes telephonisch oder telegraphisch be-
kanntzugeben ist.

Ermitt lungsverfahren.

§ 26. (1) Die Hauptwahlkommission überprüft
sodann auf G r u n d der ih r von den Kreiswahl-
kommissionen übermit tel ten Wahlakten die
Wahlergebnisse in den Wahlkreisen, berichtigt
etwaige I r r tümer in den zahlenmäßigen Ergeb-
nissen und ermittelt , für beide Wahlkörper eines
jeden Wahlkreises getrennt , die auf die einzel-
nen Wahlvorschläge entfallenden Mandate.

(2) Die im Wahlkreise bei jedem Wahlkörper
sich ergebenden Mandate werden auf die Wahl-
vorschläge auf Grund der Wahlzahl verteilt.
Die Wahlzahl wird gefunden, indem die für die
einzelnen Wahlvorschläge abgegebenen gültigen
Summen, nach ihrer Größe geordnet, nebenein-
ander geschrieben werden; un te r jeder Summe
wird die Hälfte, darunter das Drit tel , das Vier-
tel und nach Bedarf noch weiterfolgende Teil-
zahlen geschrieben. Als Wahlzahl gilt bei bloß
einem zu vergebenden Mandat die größte, bei
zwei zu vergebenden Mandaten die zweitgrößte,
Hei drei die dr i t tgrößte usw. Zahl der so an-
geschriebenen Zahlen.

(3) Jede Wählergruppe erhält so viele Mandate,
als die Wahlzahl in. ihrer St immensumme ent-
halten ist. Wenn nach dieser Berechnung zwei
Wählergruppen auf ein Mandat den gleichen An-

spruch haben, so entscheidet das Los. Ist ein
Wahlwerber in mehreren Wahlkreisen gewählt,
so hat er binnen acht Tagen nach Verlautbarung
des Wahlergebnisses bei der Hauptwahrkom-
mission zu erklären, für welchen Wahlkreis er
sich entscheidet. Wenn er sich innerhalb dieser
Frist nicht erklärt , entscheidet für ihn die
Hauptwahlkommission.

(4) Nicht gewählte Bewerber auf einen Wahl-
vorschlag sind Ersatzmänner für den Fall, daß
ein Mandat im Wahlvorschlag erledigt wird.

Verlautbarung des Wahlergebnisses.

§ 27. (1) Die Hauptwahlkommission hat hier-
auf von jedem Wahlvorschlag so viele Bewerber,
als ihr Mandate zukommen, und zwar der Reihe
nach, wie sie im Wahlvorschlage angeführt sind,
als gewählt zu erklären.

(2) Ihre Namen sind, getrennt nach Wahl-
kreisen und Wahlkörpern , in der amtlichen
„Wiener Zei tung" und in der „Österreichischen
Apothekerzei tung" zu verlautbaren.

§ 28. (1) Nach Abschluß des Ermittlungsver-
fahrens hat die Hauptwahlkommission das
Wahlergebnis in einer Niederschrift zu ver-
zeichnen.

(2) Die Niederschrift hat mindestens zu ent-
halten:

a) die Bezeichnung des Ortes und der Zeit der
Amtshandlung;

b) die Namen der an- und abwesenden Mit-
glieder der Hauptwahlkommission;

c) allfällige Beschlüsse während des Ermitt-
lungsverfahrens, insbesondere über eine
allfällige Richtigstellung des ziffermäßigen
Ergebnisses in den Wahlkreisen;

d) das engültig ermittelte Wahlergebnis
(§§ 26 und 27), getrennt nach Wahl-
körpern und nach Wahlkreisen.

(3) De r Niederschrift der H a u p t w a h l k o m -
mission sind die Wahlak ten der Kreiswahlkom-
missionen beizuschließen. Sie bildet samt ihren
Beilagen den Wahlak t de r H a u p t w a h l k o m -
mission.

(4) Die Niederschrift ist von den Mitgliedern
der Hauptwahlkommiss ion zu unterfert igen.
W i r d sie nicht v o n allen Mitgliedern unter-
schrieben, ist de r G r u n d hiefür anzugeben.

(5) Der Wahlak t d e r Hauptwahlkommiss ion ist
6odann dem Bundesminister ium für soziale Ver-
waltung zu übermit te ln .

Einspruch gegen die Ermi t t lung .

§ 29. (1) Dem zustellungsbevollmächtigten
Ver t re te r eines Wahlvorschlages, de r gemäß
§ 18, Abs. (6), ver lau tbar t w u r d e , s teht es frei,
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binnen acht Tagen nach Verlautbarung des
Wahlergebnisses (§ 27) gegen die Ermittlung des
Wahlergebnisses bei der Hauptwahlkommission
Einspruch zu erheben.

(2) W i r d e in solcher Einspruch erhoben, so
überprüf t die Hauptwahlkommiss ion auf G r u n d
der ihr vorl iegenden Schriftstücke das Wah l -
ergebnis. Ergibt sich aus diesen Schriftstücken
die Unrichtigkeit der Ermittlung, so hat die
Hauptwahlkommission das Ergebnis sofort
richtigzustellen, die Verlautbarung für nichtig
zu erklären und das richtige Ergebnis kundzu-
machen.

(3) Findet die Hauptwahlkommission keinen
Anlaß zur Richtigstellung, so ist der Einspruch
abzuweisen.

Verständigung von der Wahl.

§ 30. Jedes gewählte Mitglied des Vorstandes
der Apothekerkammer erhält von der Haupt -
wahlkommission eine Verständigung über die
erfolgte Wahl. Die Wahl gilt als angenommen,
wenn die Berufung nicht innerhalb von acht
Tagen nach Verständigung abgelehnt wird.

Wahl des Präsidenten und seiner beiden Stell-
vertreter.

§ 31. (1) Binnen vierzehn Tagen nach Verlaut-
barung des Wahlergebnisses (§ 27), spätestens
jedoch binnen vierzehn Tagen nach Beendigung
eines allfälligen Einspruchsverfahrens (§ 29), hat
erstmalig der Vorsitzende des vorläufigen
Kammervorstandes [§ 27, Abs. (3), des Apo-
thekerkammergesetzes], sonst der zuletzt im
Amte befindlich gewesene Präsident der Apo-
thekerkammer oder dessen Stellvertreter, die
gewählten Vorstandsmitglieder zur konstitu-
ierenden Sitzung der Apothekerkammer einzu-
berufen. In dieser führt das an Jahren älteste
gewählte Vorstandsmitglied den Vorsitz. Die
Sitzung ist beschlußfähig, wenn jeder Wahl-
körper durch mindestens zwölf gewählte Vor-
standmitglieder vertreten ist.

(2) Wenn die ordnungsgemäß einberufene kon-
stituierende Sitzung beschlußunfähig geblieben
ist, so sind die erschienenen gewählten Vor-
standsmitglieder nach Ablauf von 24 Stunden
berechtigt, die Wahl des Präsidenten und seiner
beiden Stellvertreter gültig durchzuführen.

§ 32. (1) Die bei der konstituierenden Sitzung
anwesenden Vorstandsmitglieder wählen aus dem
Kreise der dem Vorstande angehörenden selb-
ständigen Apotheker den Präsidenten. Der Vor-
sitzende stimmt bei diesem Wahlgange mit; seine
Stimme ist jeder der übrigen Vorstandsmitglieder
gleichzuwerten. Der Präsident ist aus dem Kreise
der selbständigen Apotheker zu wählen. Die
Wahl erfolgt mittels Stimmzettel in geheimer
Abstimmung.

(2) Als gewählt ist derjenige anzusehen, der
mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen
Stummen auf sich vereinigt. Kommt diese Stim-
menmehrheit nicht zustande, so ist eine engere
Wahl durchzuführen. Bei der engeren Wahl,
dürfen sich die Wählenden nur auf jene zwei
Personen beschränken, die beim ersten Wahl-
gange die meisten Stimmen erhalten haben. Er-
gab sich beim ersten Wahlgang eine Stimmen-
gleichheit, so entscheidet über die Frage, wer in
die engere Wahl einzubeziehen ist, das Los.
Stimmen, die bei der engeren Wahl für andere
Personen abgegeben werden, sind ungültig. Er-
gibt sich bei der engeren Wahl Stimmenlgleich-
heit, so entscheidet das Los.

(3) Das durch die W o h l z u m Präs identen frei
gewordene M a n d a t eines Vors tandmitg l iedes er-
hä l t in d e r Reihenfolge der nächste E r s a t z m a n n
im zugehör igen Wahlvorschlage .

§ 3 3 . (1) D i e dem Kreise der selbständigen
Apotheker angehörigen anwesenden Vorstands-
mitglieder wählen aus ihrer Mitte unter sinn-
gemäßer Anwendung der Bestimmungen des
§ 32, Abs. (1), einen Obmann und einen Ob-
mannstellvertreter. Auf gleiche Weise wählen
auch die dem Kreise der angestellten Apotheker
angehörenden anwesenden Vorstandsmitglieder
einen Obmann und einen Obmannstellvertreter.
An Stelle der durch die Obmännerwahl freige-
wordenen Mandate treten in der Reihenfolge des
Wahlvorschlages die nächsten Ersatzmänner in
den zugehörigen Wahlvorschlägen.

.(2) Scheidet der Präsident oder einer der
beiden Obmänner aus, hat binnen vier Wochen
eine Neuwahl zu erfolgen.

§ 34. (1) Nach Abschluß der Wahlhandlung
in der konstituierenden Sitzung des Vorstandes
der Apothekerkammer hat, erstmalig der vor-
läufige Kammervorstand [§ 27, Abs. (3), des
Apothekerkammergesetzes], sonst der abtretende
Präsident oder dessen Stellvertreter dafür Sorge
zu tragen, daß der Wahlvorgang und dessen Er-
gebnisse in einer Niederschrift verzeichnet wird.

(2) Die Niederschrif t ist, e rs tmal ig v o n d e n
Mitg l iedern des vor läuf igen Kammervor s t andes ,
sonst v o m ab t r e t enden Präs identen oder dessen
Stel lver t re ter sowie dem neugewähl ten Prä-
sidenten zu unterze ichnen u n d samt den sonsti-
gen auf die W a h l h a n d l u n g Bezug h a b e n d e n Bei-
lagen (zum Beispiel S t immzet te l ) d e m n e u -
gewäh l t en V o r s t a n d e d e r A p o t h e k e n k a m m e r zu
übergeben.

(3) D e r neugewäh l t e Präsident der A p o t h e k e r -
kammer hat, erstmalig gemeinsam mit dem vor-
läufigen Kammervorstande [§ 27, Abs. (3), des
Apothekerkammergesetzes], sonst gemeinsam
mit dem abtretenden Präsidenten oder dessen
Stellvertreter dem Bundesministerium für
soziale Verwaltung über die Wahlhandlung und
deren Ergebnisse umgehend zu berichten.
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Wahlschutz.
§ 35. Die Wahl in den Vorstand der Apo-

thekerkammer steht unter dem Schutz des Ge-
setzes vom 26. Jänner 1907, R. G. Bl. Nr. 18,
betreffend strafgerichtliche Bestimmungen zum
Schutze der Wahl- und Versammlungsfreiheit.

Schlußbestimmungen.
§ 36. Für die Berechnung und dem Lauf der

in dieser Verordnung vorgesehenen Fristen
gelten die Bestimmungen der §§ 32 und 33
des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes,
B. G. Bl. Nr. 274/1925, sinngemäß.

§ 37. Die Kosten, die sich aus der Durch-
führung der Wahl für den Vorstand der Apo-
thekerkammer ergeben, sind von der Apotheker-
kammer zu tragen.

Maisel

3 8 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 15. De-
zember 1947, betreffend die Verlängerung
von Prioritätsfristen zu Gunsten der Staats-

angehörigen der Republik Italien.

Auf Grund des § 13, Abs. (4), des Patentschutz-
Überleitungsgesetzes vom 9. Mai 1947, B. G. Bl.
Nr. 123, und des § 10, Abs. (4), des Marken-
schutz-Überleitungsgesetzes vom 9. Mai 1947,
B. G. Bl. Nr. 125, wird festgestellt, daß die
Prioritätsfristen des § 13, Abs. (1), des Patent-
ÜG. und des § 10, Abs. (1), des Marken-ÜG.
zu Gunsten der Staatsangehörigen der Republik
Italien verlängert sind.

Heinl
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Anlage 1
zu B. G. Bl. Nr. 37.
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Anlage 2

zu B.G.Bl. Nr. 37.


